
INTERVIEW

„Bürokratieerleichterungen
auf Bundesebene sind
auch nicht der Hammer“

Wie soll sich die Wirt-
schaftskammer in Vorarlberg
nach den Querelen zum Jah-
resende 2025 aufstellen?
Auf Landesebene vertre-
ten wir die Interessen gegen-
über der Landesregierung
und den Behörden. Eine we-
sentliche Aufgabe ist der Be-
reich Service und Beratung
für die Firmen.Daswird, wie
regelmäßige Messungen zei-
gen, auch sehr geschätzt.
Und nicht zuletzt gibt es den
Bildungsbereich mit dem
Wifi als größtem nicht staat-
lichen Bildungsanbieter mit
einemMarktanteil inVorarl-
berg von über 40 Prozent.
Das sind die drei Kernaufga-
ben, die nicht so leicht von je-
mand anderem substituier-
bar wären und eine wichtige
Funktion erfüllen. Wenn im
Lichte der aktuellen Diskus-
sionwieder derRufnachBei-
trags- und Kostensenkungen
kommt,muss ich sagen, dass
wir in Vorarlberg schon sehr
schlank aufgestellt sind.
Aber trotzdem – wir werden
in den nächsten Monaten
unsere Leistungen und die
StrukturmitdenMitgliedern
diskutieren.
Gibt es Projekte oder Ange-

bote, die Ihnen vorschweben?
Ich glaube, dass wir in der
Vergangenheit schon viele
sinnvolle Dinge gemacht ha-
ben, welche die Allgemein-
heit nicht kennt bzw. nicht
der Kammer zurechnet –
zum Beispiel die Angebote
des BIFO, die Start-up Vor-
arlbergGmbHoderdieWirt-
schafts-Standort-Vorarlberg

GmbH. Weitere Initiativen
könnte ich mir vorstellen,
wenn es um Technologie-
transfer und Innovationen
geht. Innovationskraft wird
wohl einerderSchlüssel sein,
wennesdarumgeht, ineinem
Hochpreis- und Hochlohn-
land Wettbewerbsfähigkeit
zu generieren. Wenn es da-
rum geht, jungen Menschen
die Berufswahl zu erleich-
tern, kann ich mir Dinge wie
Erlebniswelten, KI-Labore
undÄhnliches vorstellen.Da
können wir sicher noch die
eine oder andere zusätzliche
Initiative setzen.
Innovationskraft haben Sie

genannt.Was brauchtdieVor-
arlbergerWirtschaft zudem?
Wir hatten bisher eine sta-
bile Zahl der unselbstständig
Beschäftigten im Land. Die
Arbeitslosigkeit ist zwar ge-
stiegen, aber das ist eher dem
Bevölkerungszuwachs ge-
schuldet. Viele Betriebe, vor
allem in der Industrie, halten
ihre Mitarbeiter noch, ob-
wohl sie nicht ausgelastet
sind. Auf den Arbeitsmarkt
kommen also Herausforde-
rungen zu. Schlechtqualifi-
ziertewerdenamehestenvon
Arbeitslosigkeit betroffen
sein. Auf der anderen Seite
benötigen die Betriebe wei-
terhin Fachkräfte und finden
sie auch nach wie vor nicht.
Das heißt, dass verstärkt An-
strengungenbeiNachqualifi-
zierung und Zusatzqualifi-
zierung unternommen wer-
den müssen, damit Arbeits-
suchende wieder an einen
Job kommen.

WiesiehtesmitdenLehrlin-
gen aus?
Esgibt inzwischeneineArt

Wettbewerb zwischen Aus-
bildungsbetrieben und den
weiterführenden Schulen.
Der Anteil an 15-Jährigen,
die eine Lehre beginnen, lag
lange Zeit bei 50 Prozent, in-
zwischen sind es 45 Prozent.
Das hat auch damit zu tun,
dass viele Arbeitgeber über
den qualitativen Output aus
den Pflichtschulen klagen.
Da kann die Wirtschafts-
kammer wenig tun, außer
Druckmachen.Mit demBil-
dungsmonitoring, das es auf
Initiative unseres Hauses
gibt, liegt nun zumindest
Material vor, das die Schwä-
chen des Systems zeigt. Ich
weiß, dass eine Systemum-
stellung lange dauert. Aber
wenn wir jetzt nicht damit
anfangen,werdenwir in zehn
JahrennochgrößereSchwie-
rigkeitenmitdemOutputder
Schulen haben.
Worunter leidet der Wirt-

schaftsstandort Vorarlberg
noch?

rum, sie im Betrieb zu halten
und die erwähnten betriebs-
spezifischen Fähigkeiten
weiterzunutzen.
WaswünschenSiesich2026

von den Politikern im Bund?
Dort sollten die Hausauf-

gaben gemacht und die Bud-
gets in Ordnung gebracht
werden.Dannwäreauchwie-
der Geld für dringend not-
wendige Investitionsanreize
da. Mir schon klar, dass die
Investitionsbereitschaft bei
der derzeitigen Lage nicht
sehr hoch ist. Aber wir haben
nach der Pandemie gesehen,
wie gut derartige Anreize ge-
wirkt haben.
Was sollte sich auf Landes-

ebene ändern?
Nach den vielen Ankündi-
gungen der Vergangenheit
traue ich mich schon kaum
mehr, das Wort Bürokratie-
abbau auszusprechen. Aber
Verfahrensvereinfachungen,
einekürzereDauerundweni-
ger Meldepflichten sind
zwingend erforderlich.
Die Ländle-VPhat jüngstdie

Verlängerung der Genehmi-

Neben den Steuern sind es
vor allem die hohen Lohnne-
benkosten. Bei der Arbeits-
kostenentwicklung haben
wir uns in den vergangenen
Jahrenvöllig ausderWettbe-
werbsfähigkeit hinausge-
preist. Die Energiepreise
sind kaum zu korrigieren,
aber wenn man im Vergleich
zu den USA die doppelten
oder dreifachen Energieprei-
sehat, ist es nicht verwunder-
lich, dass somancher Betrieb
die nächste Investition im
Ausland sucht. Ein weiteres
Problemist,dasswirArbeits-
stunden verlieren. Seit 2019
gibt es in Österreich 150.000
Beschäftigte mehr, insge-
samt werden aber weniger
Arbeitsstunden geleistet.
Das ergibt sich durch ver-
stärkte Teilzeit und weniger
Überstunden.Wir benötigen
daher dringend eine steuerli-
che Entlastung von Über-
stunden und Erleichterun-
gen beimArbeiten imAlter.
Das fordert die ÖVP schon

seit Jahren. Passiert ist aber
nicht wirklich etwas.

Doch, die ab 2024 erhöhte
Anzahl an steuerfreienÜber-
stundenzuschlägen, die 2026
ausgelaufen wäre, wurde
kürzlich für 2026 etwas mo-
difiziert verlängert. Und für
jene, die im Regelpensions-
alter noch weiterarbeiten,
gibt es ab 2027 einen zusätz-
lichen Steuerfreibetrag von
15.000 Euro pro Jahr.
Gleichzeitig gibt es in der

Gruppe der über 55-Jährigen
viele Arbeitssuchende. Wie
passt das zusammen?
Wer kurz vor dem Pen-
sionsantritt aus dem Er-
werbslebenhinausfällt,hates
unheimlich schwer, wieder
hineinzukommen. Diese
Menschen waren oft Jahr-
zehnte in einem Unterneh-
men und haben ein sehr be-
triebsspezifisches Wissen
und Fähigkeiten, die aber
nicht eins zu eins auf einen
anderen Betrieb übertragbar
sind.HiermüssenQualifizie-
rungsmaßnahmen über das
AMS forciert werden. Bei
den Mitarbeitenden im Re-
gelpensionsalter geht es da-

gungenfürSchneekanonenals
großen Schritt beim Bürokra-
tieabbau gefeiert.
Naja, die Liste der 113Bü-
rokratieerleichterungen der
Bundesregierung ist jetzt
auch noch nicht der große
Hammer. Das ist alles in
Ordnung, aber ändert halt
nichts an den zu langen Ver-
fahren.DasProblem ist, dass
sich bei allen Genehmi-
gungsbehörden ein Sicher-
heitsdenken eingeschlichen
hat. Das wurde vielfach
durch praxisfremde Ge-
richtsentscheidungen her-
vorgerufen. Wir sind weit
weg von einer Kultur des Er-
möglichen-Wollens, wie dies
noch vor 20 Jahren der Fall
war. Jeder will sich lieber
noch einmal zusätzlich absi-
chern, dabeiwäre eineKultur
des Ermöglichens das Gebot
der Stunde.
Seit 1. Jänner gibt es beim

Land die Stelle zum Bürokra-
tieabbau. Was erwarten Sie
sich?
Ich habe vorgeschlagen,

dass es ein hochrangig be-
setztes, begleitendes Gre-
mium geben soll. Mit dem
Landeshauptmann, einem
oder zwei Landesräten. Als
Vertreter der Wirtschafts-
kammer wäre ich gerne da-
bei, denn wenn ich solche
Aufgaben einer durch Vor-
schriften belasteten Verwal-
tung überlasse, dreht sich al-
les nur im Kreis. Es braucht
eine politische Begleitung,
den nötigen Druck und
Unterstützung für dieseMit-
arbeiter, damit sie sich nicht
im Dschungel der täglichen
Verwaltungsarbeit verlieren.
Dashabe ichdemHerrnLan-
deshauptmann sehr konkret
gesagt, sonst wird das nichts
werden.
Haben Sie einen Neujahrs-

vorsatz?
Als Präsident der Vorarl-
berger Wirtschaftskammer
habe ich die Verpflichtung,
einen Beitrag zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen
Rahmenbedingungenzu leis-
ten. Ichwerdemichnichtent-
mutigen lassen, wenn Dinge
nicht so schnell gehen. Und
ichhabedie festeAbsicht, ge-
sund zu bleiben und Neues
voranzutreiben. sos
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VorarlbergsWirtschaftskammerpräsident Karlheinz Kopf drängt
beim Bürokratieabbau im Land auf mehr Schlagkraft.

H err Kopf, wie zeitgemäß
sind die Kammersyste-
me noch?

Ich glaube, dass die Kam-
mern mit ihrer gesetzlichen
Mitgliedschaft eines haben,
um das uns viele Berufsver-
tretungen in anderen Län-
dern beneiden. Im Falle der
Wirtschaftskammer gibt es
nämlich eine flächendecken-
deVertretungüber alleBran-
chen und Firmengrößen hin-
weg. Diese Vertretung stellt
ein hohesMaß an Legitimie-
rung der Interessenvertre-
tung gegenüber der Politik
dar, die eine Reihe von frei-
willigen Vereinigungen nie
hätte. Diese könnten nie
unser Gewicht entwickeln
und würden auch nur Parti-
kularinteressen vertreten.
Welche weiteren Vorteile

sehen Sie?
Im Rahmen der Sozial-
partnerschaft gibt es eine fast
hundertprozentige Abde-
ckung mit Kollektivverträ-
gen. Dadurch ergeben sich
klare rechtliche Situationen
bei Dienstverhältnissen und
man landet nicht so schnell
vor dem Arbeitsgericht wie
etwa inDeutschland.Auchin
Hinblick auf Lohnverhand-
lungen sehe ich Vorteile. Ich
kenne genug Firmenchefs,
die diese Auseinanderset-
zungen nicht haben möch-
ten. Trotz der Vorteile und
einem klaren Bekenntnis
zum Kammerschutzsystem,
zur Pflichtmitgliedschaft
und zur Sozialpartnerschaft
heißtdasabernicht, dass sich
nichts ändernmuss.
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Innovationskraft wird einer der Schlüssel sein, um
Wettbewerbsfähigkeit zu generieren und die
Exportzahlen wieder zu steigern, meint Karlheinz Kopf.
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